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„Die Themen liegen gerade 
wirklich auf der Straße“
In Berlin gibt es ab diesem Schuljahr neu das Fach Politische Bildung – zulasten von Geschichte, Ethik 
und Erdkunde. Warum Politikunterricht notwendig ist, erklärt Politikdidaktik-Professorin Sabine Achour

Interview Ralf Pauli

taz: Frau Achour, ab dieser Woche 
wird an Berliner Sekundarschulen 
neu das Fach Politische Bildung un-
terrichtet. Die Stunden dafür müs-
sen die Fächer Geschichte, Ethik 
und Erdkunde abgeben. Sie haben 
den Berliner Senat bei der Entschei-
dung beraten. Warum geht die Stär-
kung des Politikunterrichts zulas-
ten der anderen gesellschaftswis-
senschaftlichen Fächer?

Sabine Achour: Zunächst muss 
man sagen, dass es an Berliner Se-
kundarschulen Politische Bildung 
schon vorher gab – nicht als eige-
nes Fach, sondern integriert in das 
Fach Geschichte. Es wurde halt so 
gut wie nicht unterrichtet. Mit der 
Folge, dass Berlin so ziemlich das 
einzige Bundesland ohne Politische 
Bildung im Unterricht war. Richtig 
ist, dass nun mit der Einführung 
der Politischen Bildung als eigenes 
Schulfach die Stundenzahl für die 
gesellschaftswissenschaftlichen Fä-
cher nicht erhöht wurde. Das spiegelt 
zwei Probleme wider: erstens, dass 
seit den Pisa-Studien andere Fächer-
gruppen mit Stunden gestärkt – die 
gesellschaftswissenschaftlichen Fä-
cher hingegen vernachlässigt und 
häufig reduziert worden sind. Und 
zweites, dass die Unterrichtszeit nun 
mal endlich ist.

Sehr zum Unmut der Geschichts-, 
Erdkunde- oder Ethiklehrer*innen, 
wie man die Tage aus Berliner Leh-
rerzimmern hört. 

Es ist tatsächlich eine Herausfor-
derung für die Schulen. Der Berli-
ner Senat macht ja keine genauen 
Vorgaben bei der Umsetzung, son-
dern überlässt die Lösung jeder ein-
zelnen Schule. Das ist Fluch und Se-
gen. Zum einen erlaubt es den Schu-
len, eigene Schwerpunkte zu setzen. 
Zum anderen ist die Situation an 
manchen Sekundarschulen so, dass 
sie schon jetzt eine Art Gesellschafts-
wissenschaften unterrichten. Der 
Geschichtslehrer unterrichtet auch 
Erdkunde, der Erdkundelehrer auch 
Ethik. Da heißt es: Das passt schon ir-
gendwie. Nun kommt halt noch Poli-
tische Bildung hinzu. Bei naturwis-
senschaftlichen Fächern wäre so et-
was in dieser Altersstufe undenkbar. 

Auch daran sieht man, dass die Ge-
sellschaftswissenschaften zwanzig 
Jahre lang keine allzu große Wert-
schätzung erfahren haben.

Sind Geschichts- oder Ethik
lehrer*innen Ihrer Ansicht nach 
qualifiziert, Politische Bildung zu 
unterrichten? 

Ich weiß von Fortbildungsanfra-
gen an unser Institut, dass viele Kol-
legien verunsichert sind, wie genau 
in dem neuen Schulfach unterrich-
tet werden soll – und was das für 
die übrigen Fächer heißt. Anderer-
seits gibt es hier in Berlin zwischen 
den Fächern Geschichte und Politi-
sche Bildung eine große Nähe, weil 
Politik- und Geschichtskolleg*innen 
häufig beides über viele Jahre unter-
richtet haben. Viele Schulen haben 
ausgebildete Politiklehrer*innen für 
das Fach Geschichte angestellt.

Dennoch klagen viele Schul
leiter*innen, dass sie zu wenige 
oder gar keine ausgebildeten 
Politiklehrer*innen an der Schule 
haben. 

Es ist tatsächlich eine merkwür-
dige Situation. An sich gibt es in Ber-
lin keinen Mangel an nachkommen-
den Politiklehrer*innen. Mein Lehr-
stuhl für Politikdidaktik an der FU 
ist deutschlandweit eine der größten 
Didaktiken. Jedes Jahr schließen zwi-
schen 80 und 150 Lehramtsstudie-
rende im Fach Politik ab. Allerdings 
glaube ich, dass in der Vergangen-
heit viele in andere Bundesländer 
gegangen sind. Dass man in dem 
Fach unterrichten kann, in dem man 
unterrichten will, und darüber hin-
aus noch verbeamtet wird, ist natür-
lich ein gutes Lockmittel.

Sie kommen in einer Studie für 
die Friedrich-Ebert-Stiftung zu dem 
Schluss, dass der Politikunterricht 
in Sekundarschulen schlechter ist 
als an Gymnasien. Warum ist das 
so?

In Berlin gehen manche Sekundar
schüler*innen nach der zehnten 
Klasse von der Schule, ohne über-
haupt je Politikunterricht bekom-
men zu haben. Dabei liegen die The-
men gerade wirklich auf der Straße. 
Klima und Nachhaltigkeit natür-
lich. Aber auch Diskriminierung, 
Digitalisierung, ungleiche Teilhabe 
oder Identitätsfragen. Das sind po-

litische Themen, die in der Lebens
realität gerade von Schüler*innen in 
Berlin eine große Rolle spielen, auch 
wenn sie so nicht im Lehrplan ste-
hen. Da steht zum Beispiel „Partizi-
pation“, aber das allein ist noch kein 
Thema. Wenn wir das Fach ernst neh-
men, braucht es einen komplett an-
deren Unterricht. Momentan ist es 
so, dass sich niemand dafür zustän-
dig fühlt, mit Jugendlichen aus bil-
dungsfernen Schichten darüber zu 
reden, was ihnen so auf Facebook 
oder YouTube begegnet. Wenn wir 
diese Schüler*innen mit politischen 
Themen erreichen wollen, müssten 
wir genau das aber tun.

Ist das überhaupt möglich mit 
nur einer Schulstunde in der Wo-
che?

Ich kann verstehen, dass es im 
Schulalltag nicht leicht ist. Der Un-
terricht im Fach Politische Bildung 
ist natürlich sehr anspruchsvoll: er 
soll auf aktuelle Debatten eingehen, 
dafür existiert aber zeitgleich kein 
didaktisiertes Material. Die Lehr-
kräfte müssen es selbst schnell für 
verschiedenen Klassen und Themen 
konzipieren. Andererseits bekommt 
die Politische Bildung derzeit so viel 
Aufmerksamkeit wie lange nicht. Ich 
hoffe, dass die Schulen Freiräume 
für die Politiklehrer*innen schaffen 
und sich noch stärker für die vielen 
außerschulischen Angebote öffnet, 
die es in Berlin gibt. Es müssen sich 
aber die Lehrer*innen aller Fächer 
mit einbringen. Wenn es etwa einen 
Amoklauf an einer Schule in den USA 
gibt, wäre es schön, wenn am nächs-
ten Tag auch der Mathelehrer seine 
erste Stunde dazu nützt, um auf die 
Gefühle der Schüler*innen einzu-
gehen.

Angenommen, alle Lehrkräfte 
wären tatsächlich sensibilisiert 
und qualifiziert, um über Aus-
grenzung, Pluralismus oder Mei-
nungsfreiheit zu reden. Reicht das, 
damit aus Schüler*innen Demo
krat*innen werden? 

Zur Demokratiebildung gehört 
natürlich weit mehr, als Siebtkläss
ler*innen eine Stunde in der Woche 
im Fach Politische Bildung zu unter-
richten. Dazu gehört auch, wie eine 
Schule mit Rassismus, Mobbing, An-
tisemitismus oder auch den AfD-

Portalen umgeht. Da muss das ge-
samte Lehrerkollegium in der Lage 
sein, demokratiebildend zu wirken. 
Aber auch Fragen der Unterrichts-
kultur oder Mitbestimmungsrechte 
der Schüler*innen an ihrer Schule 
spielen hier eine Rolle. Diese Fra-
gen müssen meiner Ansicht nach 
wieder stärker in der Lehramtsaus-
bildung thematisiert werden, und 
zwar nicht nur in Berlin. Momen-
tan liegt in der allgemeinen Pädago-
gik der Fokus mehr auf – den ebenso 
wichtigen Themen – Klassenmana-
gement, Sprachbildung oder Inklu-
sion. Schule ist aber ein Lernort für 
Demokratie. Und dafür müssen Leh
rer*innen ausgebildet werden.

Und zwar wie? 
In Berlin versuchen wir über 

das Projekt Demos Leben, finan-
ziert vom Bildungssenat, entspre-
chende Wahlmodule und Studien-
angebote für Lehramtsstudierende 
an der FU und HU wieder zu imple-
mentieren. Dabei merken wir auch, 
wie schwierig es aufgrund der engen 
Studienstrukturen ist, solche Ange-
bote für alle Studierenden anzubie-
ten. Momentan erreichen wir damit 
vielleicht 15 Prozent der Studieren-
denschaft. Und dann wäre es natür-
lich wichtig, wenn Demokratiebil-
dung auch in die Fachdidaktik der 
anderen Fächer mit aufgenommen 
würde. Momentan ist das noch nicht 
der Fall.

Es gibt auch Kritik am Konzept 
der Politischen Bildung. Manche 
Lehrer*innen sprechen von einer 
neuen Form von Staatsbürger-
kunde … 

Für mich ist auffällig, dass hier 
verschiedene Trends zusammenfal-
len: die deutliche Diskursverschie-
bung nach rechts und eine Schwä-
chung der politischen Bildung in 
den letzten 20 Jahren. Meine These 
wäre, dass das kein Zufall ist. Wenn 
einige nun von Staatsbürgerkunde 
sprechen, zeigt das nur deutlich, 
dass das Verständnis für Politische 
Bildung gänzlich fehlt. Es geht ge-
rade nicht um autoritäre Erziehung 
und das Abnicken von Staatsstruk-
turen. Sondern um Emanzipation 
und Mündigkeit. Politische Bildung 
will Menschen zu kritischer Partizi-
pation befähigen.

Das neue Schulfach 
soll ein jahrelanges 
Defizit beheben

Mehr Politik 
in Berlin

Von Ralf Pauli

An diesem Montag hat in Ber-
lin das neue Schuljahr begon-
nen. Für Tausende Sekundar
schüler*innen zwischen der 
siebten und zehnten Klasse 
wohl auch mit einer faust
dicken Überraschung: Auf 
dem Stundenplan steht 
plötzlich ein neues Fach: „Po-
litische Bildung“ – inklusive 
Zeugnisnote am Schuljah-
resende. So hat es der rot-
rot-grüne Berliner Senat vor 
anderthalb Jahren beschlos-
sen. Mit dem Ziel, dadurch 
die  Demokratieerziehung 
an seinen Schulen zu för-
dern. Mehr politische Inhalte 
und ein eigenes Fach Politik 
schon in der Mittelstufe ha-
ben sich die Berliner Schü-
ler schon 2011 gewünscht. 
Bildungssenatorin Sandra 
Scheeres (SPD) hat ihnen nun 
den Wunsch erfüllt.

Allerdings sind nicht alle 
mit der Umsetzung glücklich: 
Die sogenannte Kontingent-
lösung sieht nämlich vor, das 
neue Fach zusammen mit 
Geschichte, Geografie und 
Ethik zu einem „Lernbereich 
Gesellschaftswissenschaf-
ten“ zusammenzufassen. 
Die Fachlehrerverbände Ge-
schichte, Geografie, Ethik 
und Philosophie und der Phi-
lologenverband Berlin/Bran-
denburg haben kritisiert, 
dass die Stundenzahl dieses 
Bereichs trotz eines Faches 
mehr nicht erhöht worden 
sei. Welche Fächer nun Stun-
den an die Politische Bildung 
abgeben, sollen die Schulen 
selbst klären. „Man führt 
ein neues Fach ein mit einer 
Stunde, ohne diese Stunde 
zur Verfügung zu stellen“, 
kritisiert etwa der Schulleiter 
der Berliner Sekundarschule 
am Schillerpark, Ronald Fi-
scher. Die Schulen müssten 
selber gucken, wo sie diese 
Stunde herbekämen. An sei-
ner Schule habe das zu hef-
tigen Diskussionen geführt. 
Letztlich geben nun ein Jahr 
die Ethik-, das nächste die 
Geschichtslehrer*innen je 
eine Stunde ab.

Mahir Gökbudak von der 
Universität Bielefeld kann 
die Kritik an der Umsetzung 
nachvollziehen. Dennoch be-
zeichnet der Wissenschaftler 
die Einführung des Fachs Po-
litische Bildung als Schritt in 
die richtige Richtung: „Ber-
lin hatte enormen Nachhol
bedarf beim Anteil des Po-
litikunterrichts am Gesamt-
unterricht.“ Gökbudak ist 
Co-Autor der Studie „Ranking 
Politische Bildung“. Darin un-
tersuchen Gökbudak und 
sein Kollege Reinhold Hedtke 
seit zwei Jahren, wie viel Po-
litische Bildung laut Lehr-
plan in den verschiedenen 
Bundesländern unterrichtet 
wird. Im Ranking 2018 steht 
Berlin mit Bayern, Thüringen 
und Rheinland-Pfalz in der 
Schlussgruppe. Bei der nicht-
gymnasialen Schulform lan-
det die Hauptstadt sogar an 
letzter Stelle.

„Mit der Stärkung der Po-
litischen Bildung macht Ber-
lin einen Riesensprung nach 
vorne“, prognostiziert Gökbu-
dak. Das werde das Ranking 
2019 zeigen. Vor allem geht 
Berlin gegen den Trend. In 
Baden-Württemberg und 
NRW wurden zuletzt nicht 
politische, sondern wirt-
schaftliche Themen gestärkt.
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